
 

 

 
 
 
 

 

 

  

Per Gesetz jetzt alles besser?  
Eine Debatte über das neue Hinweisgeber- 

schutzrecht am Beispiel früherer Fälle.  

 

Freitag, 10. November 2023 von 15:00 Uhr bis 18:45 Uhr 

 

Gesprächsrunde mit den Whistleblowern Erwin Bixler,  

Martin Porwoll, Rudolf Schmenger und Friedhelm Brors  
 



  

    

Erwin Bixler 
Ehem. Revisor beim Landesarbeitsamt  

– 



  

    

Erwin Bixler 

Erwin Bixler stellt als Revisor beim Landesarbeitsamt Rhein-
land-Pfalz-Saarland 1998 manipulierte Vermittlungszahlen von 
Arbeitslosen fest. Seine internen Hinweise werden nicht aufge-
griffen, bis er sich direkt an den damaligen Bundesarbeitsmi-
nister Walter Riester wendet. In der Folge wird die Behörden-
struktur der Arbeitsmarktförderung umgebaut. Erwin Bixler wird 
gemobbt, krank und schließlich frühpensioniert. 

Was wurde aufgedeckt und worin bestand das öffentliche 
Interesse?  
Seit den 90er Jahren bezweifelt Erwin Bixler die Effizienz des 
Systems der Arbeitsmarktförderung und die Effektivität der 
bundesdeutschen Arbeitsamtsstrukturen mit ihren rund 90.000 
Angestellten, denn nur ein kleiner Teil der Mitarbeiter*innen ist 
für die tatsächliche Vermittlung von Arbeitslosen zuständig. 
Besonderes Kopfzerbrechen bereitetet ihm als Revisor der 
Umstand, dass die offizielle Statistik der Arbeitsämter seit Jah-
ren in erheblichem Maße falsch zu sein scheint. 3,7 Millionen 
registrierten Erwerbslosen im Jahr 1998 steht die Zahl von 3,4 
Millionen aktiv vermittelter Stellen durch die Arbeitsämter ge-
genüber. Doch eine Vielzahl der Vermittlungen ist bei genaue-
rer Betrachtung nicht nachvollziehbar. Teilweise werden fiktive 
Stellenangebote für die Verbesserung der Statistik verwendet, 
wie 2002 ein Bericht des Bundesrechnungshofs bestätigt. 

Was hat der Whistleblower unternommen? 
Erwin Bixler thematisiert das Problem in einer Fachzeitschrift, 
veröffentlicht Leserbriefe in der Mitarbeiterzeitung, schreibt Re-
visionsberichte, erstellt Vermerke und leitet sie weiter. Das 
Thema ist jedoch innerhalb der Arbeitsamtsbürokratie tabu.  
Als Erwin Bixler Ende 2001 erfährt, dass sich der Bundesrech-
nungshof mit dem Thema beschäftigte, fasst er neuen Mut und 
schreibt erst an das Bundeskanzleramt, dann an den damali-
gen Bundesarbeitsminister Walter Riester. Dieser hat zu dem 
Zeitpunkt einen Vorabentwurf des Berichts des Bundesrech-
nungshofs auf seinem Schreibtisch: 71% der amtlichen 



  

    

Vermittlungszahlen seien manipuliert. Er bestellt daher den 
Revisor Bixler nach Berlin und lässt sich erklären, wie diese 
Zahlen zustande kommen. 

Anfang 2002 geht dann alles ganz schnell. Die Medien enttar-
nen Erwin Bixler als Informanten und zitieren aus seinem Brief 
an Walter Riester. Journalist*innen und Fernsehteams drän-
gen auf Interviews. Nach langem Zögern steht er Rede und 
Antwort.  

Was waren die Folgen für den Whistleblower? 
Erwin Bixler wird auf seiner Dienstelle drangsaliert. Er soll sich 
auf Stellen bewerben, die kurz danach gestrichen werden. 
Seine bis dahin überdurchschnittliche dienstliche Beurteilung 
wird herabgestuft. Die Ankündigung des damaligen Arbeitsmi-
nisters Walter Riester, Bixler stünde unter seinem „persönli-
chen Schutz“, nützt ihm nichts. 

Erwin Bixler wird unter dem Druck krank. Es folgt eine amts-
ärztliche Untersuchung mit dem Ergebnis, dass er auf Dauer 
dienstunfähig sei. 2004 wird der engagierte Revisor mit 50 Jah-
ren frühpensioniert.  

Was waren die gesellschaftlichen Folgen? 
In Folge des medialen Skandals und des politischen Drucks 
tritt der Präsident der Bundesanstalt für Arbeit zurück. Die Be-
hördenstruktur der Arbeitsmarktförderung wird grundlegend 
umgebaut. Durch die erhebliche Effizienzsteigerung kann der 
Beitragssatz zur Arbeitslosenversicherung deutlich gesenkt 
werden. Mit seinem Handeln hat Erwin Bixler an den Senkun-
gen der Beiträge zur Arbeitslosenversicherung mitgewirkt und 
so geholfen, Milliardenbeträge einzusparen. 



  

    

Erfahrungsbericht von Erwin Bixler 

– 15 Jahre danach – 

Du lebst nur einmal, und das Leben ist kurz. Im Grunde war es 
dieser schlichten Weisheit geschuldet, dass ich einst be-
schloss, nicht mehr jeden, summa summarum zig Milliarden 
kostenden Unsinn, der in der einstigen Bundesanstalt für Arbeit 
zum täglichen Geschäft gehörte, mitzumachen. Meine Eingabe 
an ein Mitglied der damaligen Bundesregierung wurde der 
Presse zugespielt. Es folgte ein wochenlanges Bohei, das mich 
viel Energie und reichlich Körpermasse kostete. Aber meine 
Eingabe hatte im Verbund mit einer viel weniger weitreichen-
den Beanstandung des Bundesrechnungshofes auch noch an-
dere Folgen: Der damalige Anstaltspräsident und ein Staats-
sekretär mussten ihren Hut nehmen, der Bundeskanzler kün-
digte eine groß angelegte Reform der Bundesanstalt für Arbeit 
an.  

Als ich wieder in meine Dienststelle zurückkehrte, fand ich mich 
in einer Art „Back-Office" wieder, in dem ich keinen weiteren 
Schaden anrichten konnte. Daneben gab es den einen und an-
deren Versuch, mich auf bürokratische Art und Weise zu är-
gern. In dieser Zeit gehörten Psychopharmaka zu meinem täg-
lichen Brot.  

Schließlich wurde mir eröffnet, dass meine dienstlichen Leis-
tungen, die bis dahin regelmäßig von verschiedenen Vorge-
setzten als weit überdurchschnittlich bewertet worden waren, 
nur noch dem Durchschnitt entsprächen. Ich klagte gegen die 
neue dienstliche Beurteilung. Erfolglos. Du lebst nur einmal, 
und das Leben ist kurz. 

Und wenn ich nichts unternehme, noch kürzer. Einige Monate 
später folgte eine amtsärztliche Untersuchung mit dem Ergeb-
nis, dass ich auf Dauer dienstunfähig sei. 

Im Ruhestand hatte ich noch eine ziemliche Weile am Nachhall 
des Erlebten zu knabbern. 

 



  

    

Gewissensbisse bereitete mir zunächst der Umstand, dass ich 
jetzt ausgerechnet auf Kosten jener Beitragszahler lebte, in de-
ren Auftrag ich mich wähnte, als ich bestimmte Missstände be-
nannte. Dann stellte ich jedoch fest, dass ich die Gegenleistung 
für die Kosten meiner Frühpensionierung längst erbracht hatte: 
So ist beispielsweise der Beitragssatz zur Arbeitslosenversi-
cherung von einstmals 6,5 Prozent schon bald auf 3 Prozent 
gesunken. Hinter diesen unscheinbaren Zahlen verbergen sich 
zweistellige Milliardenbeträge, die eingespart wurden. Und ich 
konnte mir mit Fug und Recht zugestehen, dass ich wenigstens 
einen kleinen Beitrag zu dieser enormen Beitragssenkung ge-
leistet hatte. 

Du lebst nur einmal, und das Leben ist kurz. 

Inzwischen bin ich sogar geneigt, mich für privilegiert zu halten. 
Ich denke, dass ich im Vergleich zu vielen anderen Whistleblo-
wern ziemlich gut weggekommen bin. Immerhin konnte ich mit 
meinem unkonventionellen Handeln etwas bewirken. 

Dass unsere Gesellschaft Whistleblowing nicht oder nicht ge-
nügend zu schätzen weiß, erkläre ich mir übrigens damit, dass 
in den meisten (öffentlichen oder nichtöffentlichen) Einrichtun-
gen die sprichwörtlichen Leichen im Keller liegen, von denen 
keiner erfahren soll. Deshalb erntet ein Hinweisgeber zwar 
manchmal öffentliche Anerkennung. Aber im eigenen Haus will 
man so jemanden selbstverständlich nicht haben. 
 
 
 
  



 

 
 
 
 
 

 

Martin Porwoll 
Ehem. kaufm. Leiter Bottroper „Alte Apotheke" 



  

    

Martin Porwoll 

Martin Porwoll stellt als kaufmännischer Leiter der „Alten Apo-
theke“ in Bottrop 2016 fest, dass die dort hergestellten Krebs-
medikamente systematisch unterdosiert werden. Er beschließt 
zu handeln. Durch seine Enthüllungen können gesundheitliche 
Schäden in tausendfacher Zahl vermieden und finanzieller 
Schaden in Millionenhöhe von den Krankenkassen abgewen-
det werden. Sein Chef wird zu zwölf Jahren Haft verurteilt. Por-
woll selbst wird fristlos gekündigt. 

Was wurde aufgedeckt und worin bestand das öffentliche 
Interesse?  
Die „Alte Apotheke“ in Bottrop ist eine von bundesweit ca. 300 
onkologischen Schwerpunktapotheken in der patientenindivi-
duell verordnete Krebs-Medikamente hergestellt werden. Mar-
tin Porwoll arbeitet hier als kaufmännischer Leiter und hat Zu-
gang zu Geschäftszahlen und Verordnungen. Aufgrund hart-
näckiger interner Gerüchte, dass der Apothekeninhaber Krebs-
Medikamente unterdosiere, gleicht Martin Porwoll Ein- und 
Ausgänge beim Medikament Opdivo ab. Die Vorwürfe bestäti-
gen sich: Es wird deutlich weniger Wirkstoff eingekauft als für 
die Herstellung benötigt gewesenen wäre.  

Insgesamt werden die Wirkstoffe von 50 verschiedenen Medi-
kamenten gestreckt, zum Schaden von 3.000 bis 5.000 Pati-
ent*innen. Die Krankenkassen werden so um mehrere Millio-
nen Euro betrogen. Möglich ist das u.a., weil bei den Apothe-
ken keine unangekündigten behördlichen Kontrollen stattfin-
den.  

Was hat der Whistleblower unternommen? 
Martin Porwoll führt zeitweise ein Doppelleben. Einerseits ar-
beitet er weiter für die Apotheke, andererseits beginnt er Be-
weise zu sammeln. Im Juli 2016 reicht sein Anwalt Strafan-
zeige bei der Staatsanwaltschaft für Wirtschaftskriminalität ein. 
Martin Porwoll wartet wochenlang auf eine Reaktion. Schließ-
lich wird er von der Staatsanwaltschaft vorgeladen und muss 
zu seiner Strafanzeige Stellung nehmen und diese 



  

    

rechtfertigen. Im Laufe der kriminalpolizeilichen Ermittlungen 
wird ihm deutlich gemacht, dass weitere Beweise oder Aussa-
gen Dritter von Vorteil für die laufenden Ermittlungen wären. 
Maria-Elisabeth Klein, eine pharmazeutisch-technische Assis-
tentin der Apotheke, entwendet in einem günstigen Moment ei-
nen Rückläuferbeutel und stellt diesen der Polizei zur Verfü-
gung. Einen Monat später kommt es zur Razzia in der „Alten 
Apotheke“. Allein an diesem Tag sollten 117 Infusionsbeutel an 
Patienten ausgegeben werden, jeder zweite davon war massiv 
unterdosiert. 

Was waren die Folgen für den Whistleblower? 
Martin Porwoll erhält kurz nach der Verhaftung des Apothekers 
eine fristlose Kündigung, wogegen er vor dem Arbeitsgericht 
Gelsenkirchen klagt. Das Arbeitsgericht erkennt jene Schritte, 
die er zur Aufklärung des Missstands unternahm, nicht als Kün-
digungsgrund an. Allerdings findet sein ehemaliger Arbeitgeber 
einen anderen fadenscheinigen Kündigungsgrund, den das 
Gericht anerkennt. In zweiter Instanz wird im März 2018 ein 
Vergleich abgeschlossen. Auf die vereinbarte Zahlung von 
zehn Brutto-Monatsgehältern wartet Martin Porwoll bis heute.  

Martin Porwoll und der Apothekenbesitzer kennen sich zum 
Zeitpunkt der Strafanzeige seit über 40 Jahren. Gewissens-
bisse und das Wissen darüber, dass Patienten weiter geschä-
digt werden, solange er Beweise sammelt, machen Martin Por-
woll krank. Hoher Blutdruck und Panikattacken belasten ihn so, 
dass er zwischenzeitlich nicht mehr wagt, Auto zu fahren.  

Was waren die gesellschaftlichen Folgen? 
Die Stadt richtet für die Opfer des Krebsskandals eine Bera-
tungsstelle ein, der Landtag Nordrhein-Westfalens einen 
Fonds, aus dem Geschädigte auf Antrag 5.000 Euro erhalten. 
Der Apotheker wird wegen Verstoßes gegen das Arzneimittel-
gesetz in knapp 14.500 Fällen und Betrugs in 59 Fällen zu 
zwölf Jahren Haft verurteilt und erhält ein Berufsverbot. Die 
Richter weisen zudem die Einziehung der Taterträge in Höhe 
von 13,6 Millionen Euro an. 



  

    

Als Konsequenz aus diesem und ähnlichen Skandalen wird 
das Gesetz für mehr Sicherheit in der Arzneimittelversorgung 
(GSAV) verabschiedet. Es sieht u.a. eine höhere Kontrolldichte 
für Herstellerbetriebe von Arzneimitteln und eine bessere Zu-
sammenarbeit von Bundes- und Landesbehörden vor. 
  



  

    

Erfahrungsbericht von Martin Porwoll 

– Ein Jahr danach – 

„Whistleblower“. Das ist noch immer ein Wort, mit dem ich 
kaum etwas anfangen kann. Heute frage ich mich, wie das zu-
sammenpasst, die Last auf meiner Brust und der Fakt ein 
Whistleblower zu sein. 

Ich habe einen Ausgang aus einer unerträglichen Situation ge-
sucht und große Hoffnungen mit der Veröffentlichung der Vor-
gänge in der Apotheke verbunden. Ich dachte, ich könnte das 
absolut dysfunktionale Kontroll-System ändern. Aber vor allem 
dachte ich, ich könnte Menschen helfen, die sich in einer 
schrecklichen Situation befinden. Ich wollte Ihnen die Möglich-
keit geben, sich gegen ein Verbrechen, das womöglich an 
ihnen verübt wurde, zu wehren. Zu handeln war keine Ent-
scheidung, es war meine Pflicht. 

Ich dachte, es sei ein Ausgang aus einem unerträglich gewor-
denen Leben. Aber es war kein Ausgang, es war ein Eingang. 
Ein Eingang in ein anderes Leben. Aber definitiv nicht das Le-
ben, das ich mir erhofft hatte. Ein Eingang ohne Möglichkeit 
zurückzukehren. 

Was als Ausgang, als leuchtendes Tor erschien, entpuppt sich 
als langer dunkler Tunnel. Ich kann nicht behaupten, dass ich 
nicht geahnt hätte, was auf mich zukommt, was das alles für 
meine Familie bedeuten würde. Verlust des Arbeitsplatzes, der 
Ruf ein Verräter zu sein, keinen neuen Arbeitsplatz zu finden. 
Ich wusste, dass Whistleblower in Deutschland kaum ge-
schützt sind. Wie schlimm es dann wirklich kommt, kann man 
sich kaum vorstellen.  

„Whistleblower“. Das Wort klingt hübsch, aber für viele ist man 
auf gut Deutsch ein „Verräter“, ein „Nestbeschmutzer“. Das hat 
nichts Positives. Ich trage das Wort mit mir wie eine unüber-
sehbare Brandwunde. Natürlich gibt es anerkennende Worte, 
aber ich höre das Unbehagen zwischen den Zeilen. Dass ich 
derjenige bin, der zu genau nachgesehen hat. Nach dem  



  

    

wohlwollenden Händedruck bleibe ich allein. Da stehe ich al-
lein mit dem, was ich getan habe. Allein mit dem schalen Ge-
fühl, etwas getan zu haben, dass jeder gutheißt, aber niemand 
in seiner Nähe haben möchte. Ich habe mir Illusionen gemacht, 
die langsam, aber sicher erodiert sind. Illusionen über die staat-
lichen Institutionen, welche die betroffenen Menschen aufklä-
ren, schützen und ihnen helfen sollten. 

Schon bald stellte sich bei mir die Erkenntnis ein, dass ich nicht 
aufhören kann, weiter an der Sache zu arbeiten. Dass aus mei-
nem Whistleblowing eine Verantwortung erwächst. Die Verant-
wortung dafür zu sorgen, dass sich das System wenigstens an 
dieser einen Stelle zu Gunsten der Menschen ändert. 

Am Ende bleibt mir die Hoffnung, in diesem kleinen Bereich die 
Welt ein wenig besser gemacht zu haben. Was eigentlich zu 
pathetisch klingt, ist für mich ein Stück Wahrheit geworden. 
Dies ist meine Gelegenheit, die habe ich ergriffen. Dafür werde 
ich weiter kämpfen und arbeiten. Das ist mein Glaube daran, 
dass nur wir selbst die Welt, in der wir leben, die konkreten 
Bedingungen, unter denen wir Leben, besser machen können. 
 
 



 

 
Roth, Peter Schaar, Arne Semsrott, Matthias Spielkamp, Dr. Elke Steven, Christian 
Thönnes, Konstantin Wecker, Frank Wehrheim, Jana Wömpner 
 
 
 
 

Rudolf Schmenger 
Ehem. Steuerfahnder in Frankfurt / Main 



  

    

Rudolf Schmenger 

Als Steuerfahnder in Frankfurt/Main erzielt Rudolf Schmenger 
beachtliche Fahndungserfolge gegen Großbanken. Er wehrt 
sich gegen eine Amtsverfügung, die die Aufnahme von Ermitt-
lungen stark einschränkt, und erhebt Einwände bei seinen 
Dienstvorgesetzten. Zusammen mit drei Kollegen wird er mit-
tels einer vorsätzlich falschen psychiatrischen Diagnose 
zwangspensioniert. Der Fall beschäftigt später zwei Untersu-
chungsausschüsse des Hessischen Landtags. Heute arbeitet 
er als Steuerberater und Dozent. 

Was wurde aufgedeckt und worin bestand das öffentliche 
Interesse?  
Rudolf Schmengers Einheit bei der Frankfurter Steuerfahn-
dung ermittelt erfolgreich in Fällen, in denen Großbanken Gel-
der verschiedener Klienten in Sammelbeträgen anonymisiert in 
ausländische Steueroasen transferieren. Allein 1996 stoßen 
die Fahnder auf Steuerhinterziehungen in Höhe von mehr als 
160 Millionen DM.  

Im Jahr 2001 werden die Steuerfahnder durch eine Amtsverfü-
gung ausgebremst. Ein „Anfangsverdacht“ für steuerstrafrecht-
liche Ermittlungen gilt nur noch, wenn es sich um Summen von 
über 300.000 DM (Einzeltransfers) bzw. 500.000 DM insge-
samt handelt. Zudem sollen Verfahren trotz laufender Ermitt-
lung an andere Veranlagungsämter abgegeben werden. Be-
gründet wird dies damit, dass es zu viele Fälle für zu wenige 
Beamte gäbe. Rudolf Schmenger und sein Team befürchten, 
dass in der Folge erhebliche Steueransprüche nicht mehr 
durchgesetzt werden können. Sie argwöhnen, dass mit der 
Amtsverfügung bestimmte Personen oder Parteien geschützt 
und außerdem der Finanzplatz Frankfurt/Main gestärkt werden 
sollen. Der damalige Finanzminister Karlheinz Weimar (CDU) 
weist derartige Vermutungen bis heute weit von sich. 
 
 
 



  

    

Was hat der Whistleblower unternommen? 
Rudolf Schmenger wendet sich mit seinen fachlichen Einwän-
den zunächst an seinen Dienstvorgesetzten und als dies nicht 
bewirkt an den hessischen Ministerpräsidenten Roland Koch, 
dessen Finanzminister Karlheinz Weimar und den Petitions-
ausschuss des Landtags. Ohne Erfolg. Als er bei seinem 
Dienstherrn eine Aussagegenehmigung für eine Strafanzeige 
bei der Staatsanwaltschaft beantragt, wird ihm diese verwei-
gert. 

Was waren die Folgen für den Whistleblower? 
Gegen Rudolf Schmenger wird ein disziplinarisches Vorermitt-
lungsverfahren eingeleitet. Als sich die Vorwürfe vor Gericht als 
haltlos erweisen, wird er versetzt. Seine Abteilung wird aufge-
löst. Ende 2006 wird er für dienstunfähig erklärt und zwangs-
pensioniert. Der Gutachter diagnostiziert ihm mit Vorsatz 
fälschlicherweise eine irreversible „paranoid-querulatorische 
Entwicklung“ sowie mangelnde Einsicht in seinen Gesund-
heitszustand. Drei Kollegen von Rudolf Schmenger werden 
aufgrund von teilweise wortgleichen Gutachten ebenfalls in 
den Ruhestand versetzt.  

2009 wird der Gutachter zu einer Geldbuße verurteilt, weil er 
laut Gericht die Standards für psychiatrische Begutachtungen 
mit Vorsatz nicht eingehalten hat. 2015 folgt seine letztinstanz-
liche Verurteilung zu Schadensersatzzahlungen an die vier be-
troffenen Steuerfahnder. Eine universitäre psychiatrische Be-
gutachtung hatte Rudolf Schmenger bereits kurz nach seiner 
Versetzung in den Ruhestand volle psychische Gesundheit at-
testiert. Körperlich setzt ihm der Druck dagegen zu. Sein ange-
borenes Nierenleiden verschlimmert sich und er erleidet einen 
Bandscheibenvorfall.  

2015 wird Rudolf Schmenger in letzter Instanz juristisch reha-
bilitiert. Einige Jahre später erzielt er eine einvernehmliche Ei-
nigung mit dem hessischen Finanzministerium. 

 

 

https://de.wikipedia.org/wiki/Karlheinz_Weimar


  

    

Was waren die gesellschaftlichen Folgen? 
Öffentliche Empörung und die überfällige parlamentarische Be-
fassung führen zu zwei Untersuchungsausschüssen des Hes-
sischen Landtags. Während die Oppositionsparteien weiter von 
einem schuldhaften Verhalten ausgehen, halten CDU und FDP 
die Vorwürfe für widerlegt. Die Amtsverfügung sei zur Abarbei-
tung der Restverfahren sinnvoll gewesen und habe weder zu 
Vereitelung von Strafverfolgung noch zu Steuerausfällen ge-
führt. Systematisches Mobbing habe es in der Finanzverwal-
tung nicht gegeben. Keiner der damaligen Verantwortlichen in 
der Finanzverwaltung wird zur Rechenschaft gezogen. 

Die Fälle von Erwin Bixler, Martin Porwoll und Rudolf Schmen-
ger sind Teil unserer Wanderausstellung „Licht ins Dunkel brin-
gen“, in der wir in Zusammenarbeit mit dem Fotografen Petrov 
Ahner Whistleblower aus Deutschland porträtieren. Gerne zei-
gen wir die Ausstellung auch in Ihrer Nähe. Sprechen Sie uns 
gern an, wenn Sie uns geeignete Räumlichkeiten oder Koope-
rationspartner empfehlen können. 
  



 

 
 
 
 

 

Friedhelm Brors 
Ehem. Personaler bei Mannesmann– 



  

    

Friedhelm Brors 

Text: Dipl.-Journ. Lothar Hausmann 

Friedhelm Brors, Sozialrechtsexperte in der Personalabteilung 
der Mannesmann Röhrenwerke Düsseldorf-Rath, entdeckt 
Mitte der 1990er Jahre einen riesigen Betrug mit europäischen 
Beihilfen, die gezielt für den Abbau von Personal vorgesehen 
waren. Durch Verschiebung von Mitarbeitern und Rückdatie-
rung von Verträgen wurden nicht nur die Steuerzahler in Milli-
onenhöhe geschädigt, sondern auch Hunderte Arbeitnehmer 
unter falschen Voraussetzungen in die Frühverrentung gelockt. 
Sein internes und später externes Whistleblowing mutet bis 
heute an wie ein aussichtsloser Kampf gegen Windmühlen. 

Was wurde aufgedeckt und worin bestand das öffentliche 
Interesse?  
Anfang der 1990er Jahre genehmigt die Europäische Gemein-
schaft für Kohle und Stahl, eine Vorläuferin der EU, dem Hüt-
tenwerk Krupp Mannesmann (HKM) in Duisburg, rund 450 Mit-
arbeiter „sozialverträglich mit Beihilfen aus Steuergeldern bis 
1995 abzubauen“. Problem für HKM in Duisburg: Das Unter-
nehmen hat gar nicht so viele eigene Mitarbeiter, die in diesem 
Zeitraum hätten abgebaut werden können. So verfällt die Chef-
etage auf den Trick, Beschäftigte aus anderen Konzerntöch-
tern in Düsseldorf oder Mülheim „auf dem Papier“ zu verschie-
ben und ihre Aufhebungsverträge teilweise rückzudatieren, um 
mehr Geld aus öffentlichen Kassen zu erhalten. Federführend 
hierbei: der spätere Personalleiter der Salzgitter Mannes-
mann Grobblech GmbH in Mülheim. Er selektiert gezielt Arbeit-
nehmer über 55 Jahre, überstellt sie mit einem Federstrich 
nach Duisburg und organisiert noch am selben Tag ihr Aus-
scheiden.  

Was hat der Whistleblower unternommen? 
Personalsachbearbeiter Friedhelm Brors meldet der Ge-
schäftsleitung die offenkundige Manipulation, geht doch der 
Sozialbetrug zu Lasten aller Steuerzahler. Leidtragende sind  



  

    

aber auch eine Reihe älterer Kollegen, denen das vorzeitige 
Ausscheiden durch angeblich „attraktive Sozialverträge“ 
schmackhaft gemacht wird. Faktisch aber geraten sie durch 
anstehende gesetzliche Kürzungen und geringere Betriebsren-
ten in eine Rentenfalle. Statt diese Praxis zu beenden und die 
Betroffenen aufzuklären, wird Brors angewiesen, die korrekten 
Informationen der Belegschaft vorzuenthalten, um den Perso-
nalabbau nicht zu gefährden. Friedhelm Brors nimmt dies zu-
nächst zur Kenntnis und informiert lediglich den Betriebsrat.  

Was waren die Folgen für den Whistleblower? 
Weil Brors viel Vertrauen bei Kolleginnen und Kollegen ge-
nießt, berät er sie auf Nachfrage weiterhin bei Problemen zur 
Verrentung und der neuen Gesetzeslage. Daraufhin entzieht 
man ihm im September 1998 seine Aufgaben und versetzt ihn. 
Aber auch im neuen Arbeitsbereich bleibt Brors unbequem. 
Hatte sein Arbeitgeber bis dato alle Anfragen ehemaliger 
Zwangsarbeiter und Kriegsgefangener auf Entschädigungs-
leistungen mit dem Hinweis abgelehnt, alle Unterlagen seien 
durch Bombenangriffe im Krieg zerstört worden, entdeckt Brors 
in Vertretung seiner erkrankten Kollegin im Archivkeller detail-
lierte Namenslisten. Statt die Belege zur massenhaften 
Zwangsarbeit im Unternehmen zwischen 1940 und 1945 zu 
vernichten, wie von der Personalleitung angeordnet, nimmt 
Brors einen Teil der Unterlagen nach Büroschluss in seiner Ak-
tentasche mit nach Hause. 

Die Situation eskaliert 2002, als Brors aufgefordert wird, die 
Mannesmann Röhrenwerke Rath gerichtlich gegen einen kla-
genden Mitarbeiter zu vertreten, um dort gegen besseres Wis-
sen im Sinne des Unternehmens auszusagen. Brors weigert 
sich und vertraut sich einem ihm aus seiner Schöffentätigkeit 
bekannten Richter an. Dieser besorgt Brors einen Anwalt, mit 
dessen Hilfe er am 24. Juni die Geschäftsleitung schriftlich auf 
die Missstände hinweist. 

In der Folgezeit versucht sein Arbeitgeber, Brors mit gefälsch-
ten Arbeitsunterlagen und konstruierten Anschuldigungen zu  



  

    

angeblich unkorrekten Zahlungen an Mitarbeiter loszuwerden 
Auch wenn Brors trotz wiederholter Schikanen und Drohungen 
der Personalleitung, ihn zu feuern, standhaft bleibt, wächst 
doch der Druck aus der Familie, die zunehmend Sorge um ihre 
Existenz bekommt. 

Was waren die gesellschaftlichen Folgen? 
Bevor Friedhelm Brors an die Öffentlichkeit geht, wartet er des-
halb seinen Ruhestand ab. Am 9. Juli 2011 trägt er auf einer 
Belegschaftsversammlung den wahren Sachverhalt vor. Es 
gibt keine Stellungnahmen, nur betretenes Schweigen.  

Obwohl größere und kleinere Medien (u.a. Handelsblatt, Wirt-
schaftswoche, Westdeutsche Allgemeine Zeitung, WDR Duis-
burg) über den Subventionsbetrug und das „Rentendebakel“ 
berichten, und auch etliche betroffene Frührentner von der IG 
Metall inzwischen bei ihrer Klage gegen das Unternehmen un-
terstützt werden, bleibt der aufgedeckte Sachverhalt für die 
Verantwortlichen bis heute folgenlos. Ganz im Gegenteil: dem 
verantwortlichen Personalleiter aus Mülheim wird eine Politi-
kerkarriere offeriert, die in eine fünfjährige Amtszeit als Ober-
bürgermeister einer Ruhrgebietsstadt mündet. Und auch zwei 
offizielle Kleine Anfragen der Piraten-Fraktion im NRW-Land-
tag können die Vorgänge weder aufhellen, noch heilen: die 
Landesregierung teilt in ihrer Antwort am 5. Januar 2017 mit, 
dass die betreffenden Unterlagen schon 2004 von der Agentur 
für Arbeit vernichtet worden seien und so eine Aufklärung des 
Sachverhalts leider nicht mehr stattfinden könne.  

Und die Politik? 
Nicht nur von dieser Rückmeldung aus der Politik ist Friedhelm 
Brors enttäuscht. Denn neben dem IG Metall-Vorstand in 
Frankfurt im Februar 2013 informierte Bros im April 2013 auch 
die NRW-Landtagsabgeordnete Sarah Philipp - heute Partei-
vorsitzende der SPD NRW - und im Februar 2014 Bärbel Bas, 
die aktuelle Bundestagspräsidentin. Doch nach anfänglicher 
Begeisterung erlosch schnell das Interesse, nachdem klar 
wurde, wie viele Partei- und Gewerkschaftsmitglieder hier 



  

    

involviert waren. Das gilt übrigens auch für Bundespräsident 
Dr. Steinmeier. Zum Thema Zwangsarbeit bei Mannesmann 
hatte sein Referent zwar eine interessierte Nachfrage, danach 
geschah – nichts. Brors: „In Sonntagsreden wird immer wieder 
Zivilcourage eingefordert. Wenn man sie dann zeigt, wird man 
aufgrund politischer Zwänge und Machterhalt im Regen stehen 
gelassen.“ 
 

  



  

    

Programm 

15:00 – 15:20  Begrüßung und Einführung in das Hinweis-
geberschutzgesetz 
Dipl.-Pol. Annegret Falter, Vorsitzende Whistleblower-Netz-
werk (WBN) 

15:20 – 16:05  Manipulierte Stellenvermittlungsraten –  
Gespräch mit Erwin Bixler, ehemaliger Revisor des Lan-
desarbeitsamts Rheinland-Pfalz-Saarland 
Interviewerin: Prof. Dr. Karin Lenhart-Roth 

16:05 – 16:50 Unterdosierte Krebsmedikamente –  
Gespräch mit Martin Porwoll, ehemaliger kaufmännischer 
Leiter der Alten Apotheke in Bottrop 
Interviewer: Kosmas Zittel, Geschäftsführer Whistleblower-
Netzwerk (WBN) 

16:50 – 17:05  Pause 

17:05 – 17:50  Der Frankfurter Steuerskandal – Gespräch 
mit Rudolf Schmenger, ehemaliger Steuerfahnder in 
Frankfurt / Main 
Interviewer: Prof. Dr. Johannes Ludwig 

17:50 – 18:35  Erschlichene Beihilfen für Frühverrentung – 
Gespräch mit Friedhelm Brors, ehemaliger Personalsach-
bearbeiter bei Mannesmann 
Interviewer: Dipl.-Journ. Lothar Hausmann 

18:35 – 18:45  Lessons Learned – Handlungsaufträge für 
Politik und Zivilgesellschaft 
Annegret Falter und Kosmas Zittel 

Ab 19:00  Gemeinsamer Ausklang im nahegelegenen Res-
taurant Tapas y más 

Moderation: Dr. Detlev Böttcher, Schatzmeister Whistleblo-
wer-Netzwerk (WBN) 



 

 

Whistleblower-Netzwerk e.V ist ein 2006 gegründeter überpartei-
licher und gemeinnütziger Verein. Wir wollen den rechtlichen 
Schutz und das gesellschaftliche Ansehen von Whistleblowern in 
Deutschland verbessern. Unsere Arbeitsfelder sind:   

- Veränderung rechtlicher und politischer Strukturen 
- Beratung von Whistleblowern 
- Beratung von Unternehmen, Behörden und zivilgesell-

schaftlichen Organisationen 
- Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit 

Unterstützen auch aus Sie unsere Arbeit mit Spenden und 
regelmäßigen Förderbeiträgen. Weitere Information finden 
Sie auf unserer Webseite: www.whistleblower-net.de 

Spendenkonto  
IBAN: DE92 1005 0000 0190 8663 65 
BIC: BELADEBEXXX (Berliner Sparkasse) 

Kontaktdaten 
Whistleblower-Netzwerk e.V. (c/o DJV), 
Alte Jakobstr. 79/80, 10179 Berlin 
Tel. +49 176 84915150 
E-Mail: info@whistleblower-net.de 

Vorstand   
GfV: Dipl.-Pol. Annegret Falter (Vors.), OStA a.D. Robert Bungart 
(Stellv.), Dr. Detlev Böttcher (Schatzm.), RA Klaus Bergmann   
Erw.: Dipl.-Journ. Lothar Hausmann, Prof. Dr. Johannes Ludwig, 
Dipl.-Vw. Martin Porwoll,  

Geschäftsführer: Kosmas Zittel 

Beirat  
RA Renata Avila, Prof. Dr. Ninon Colneric, Ali Fahimi,  
Klaus Henneman, Dr. Constanze Kurz, Prof. Dr. Karin Lenhart-
Roth, Markus Löning, Katharina Nocun, Wolfgang Neskovic, Prof. 
Dr. Roland Roth, Peter Schaar, Arne Semsrott,  
Matthias Spielkamp, Dr. Elke Steven, Christian Thönnes,  
Konstantin Wecker, Frank Wehrheim, Jana Wömpner 

http://www.whistleblower-net.de/

